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Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat 

 
Produktegruppen-Budget 2019 (Abstimmungsbotschaft) 

 

 
1. Budgetergebnis 

 

Bei unveränderter Steueranlage von 1,54 weist das Produktegruppen-Budget 2019 (PGB 2019) im 

Allgemeinen Haushalt einen Aufwand (ohne Einlage Spezialfinanzierung) von Fr. 1 268 305 259.93 
und einem Ertrag von Fr. 1 268 735 942.07 aus, woraus ein Überschuss von Fr. 430 682.14 resul-

tiert. Der Ertragsüberschuss von 0,4 Mio. Franken wurde als Einlage in die Spezialfinanzierung von 

Investitionen in Eis- und Wasseranlagen mit einem ökologischen Nutzen (Spezialfinanzierung Eis + 
Wasser) eingeplant. Dies führt zu einem ausserordentlichen einmaligen Aufwand in gleicher Höhe 

und schliesslich zu einem ausgeglichenen Budgetergebnis. 

 
Nachfolgend wird die mehrstufige Erfolgsrechnung der Stadt für den Allgemeinen Haushalt im Ver-

gleich zum PGB 2018 und zur Rechnung 2017 präsentiert: 

 
Mehrstufige Erfolgsrechnung

Allgemeiner Haushalt Budget 2019 Budget 2018 Rechnung 2017

Total Betrieblicher Aufwand 1'219'256'423.24 1'175'690'213.78 1'167'998'843.00

 30 Personalaufwand 322'011'408.28 311'415'179.32 339'138'761.59
 31 Sach- und übriger Betriebsaufwand 138'270'679.67 133'701'919.39 130'247'345.40
 33 Abschreibungen Verwaltungsvermögen 68'219'907.37 62'358'556.84 58'068'506.31
 35 Einlagen Fonds/Spezialfinanzierungen 0.00 0.00 0.00
 36 Transferaufwand 529'133'801.93 515'524'596.94 495'821'895.48
 37 Durchlaufende Beiträge 2'203'000.00 2'225'100.00 1'231'175.70
 39 Interne Verrechnungen 159'417'625.99 150'464'861.29 143'491'158.52

Total Betrieblicher Ertrag 1'180'859'385.54 1'132'101'663.01 1'142'026'236.91

 40 Fiskalertrag 544'080'000.00 515'221'000.00 526'251'541.10
 41 Regalien und Konzessionen 16'019'500.00 15'672'500.00 15'706'142.74
 42 Entgelte 163'414'394.31 161'131'081.81 154'861'634.66
 43 Verschiedene Erträge 4'140'943.00 3'206'473.00 5'321'101.16
 45 Entnahmen Fonds/Spezialfinanzierungen 0.00 0.00 1'468.00
 46 Transferertrag 291'583'922.24 284'180'646.91 295'162'015.03
 47 Durchlaufende Beiträge 2'203'000.00 2'225'100.00 1'231'175.70
 49 Interne Verrechnungen 159'417'625.99 150'464'861.29 143'491'158.52

Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit -38'397'037.70 -43'588'550.77 -25'972'606.09

 34 Finanzaufwand 44'010'707.00 45'920'726.15 44'771'880.82
 44 Finanzertrag 74'706'082.00 81'385'197.32 83'665'967.97
Ergebnis aus Finanzierung 30'695'375.00 35'464'471.17 38'894'087.15

Operatives Ergebnis -7'701'662.70 -8'124'079.60 12'921'481.06

 38 Ausserordentlicher Aufwand 5'468'811.83 3'834'193.86 70'767'390.59
 48 Ausserordentlicher Ertrag 13'170'474.53 10'878'273.46 57'845'909.53
Ausserordentliches Ergebnis 7'701'662.70 7'044'079.60 -12'921'481.06

Aufwandüberschuss (-) / Ertragsüberschuss 0.00 -1'080'000.00 0.00

Zusammenfassung

 30 - 39 Total Aufwand 1'268'735'942.07 1'225'445'133.79 1'283'538'114.41
 40 - 49 Total Ertrag 1'268'735'942.07 1'224'365'133.79 1'283'538'114.41
Aufwandüberschuss (-) / Ertragsüberschuss 0.00 -1'080'000.00 0.00  
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Im PGB 2019 resultiert im Allgemeinen Haushalt auf der betrieblichen Ebene ein Defizit von 38,4 

Mio. Franken, dieses kann jedoch mit dem Finanzergebnis und dem ausserordentlichen Ergebnis 
ausgeglichen werden. 
 
 

2. Ausgeglichenes PGB 2019 

 

Das PGB 2019 weist im Allgemeinen Haushalt einen Aufwand (ohne Einlage Spezialfinanzierung) 

von Fr. 1 268 305 259.93 und einen Ertrag von Fr. 1 268 735 942.07 aus, woraus ein Überschuss 
von Fr. 430 682.14 resultiert. Dieser ist nach HRM2 als zusätzliche Abschreibung zu verwenden, 

weil geplante Investitionen nicht zu 100 % selbstfinanziert werden können. Stattdessen sieht der 

Gemeinderat vor, eine Einlage in die Spezialfinanzierung  
Eis + Wasser vorzunehmen. Nach Verbuchung der Einlage im ausserordentlichen Aufwand resultiert 

ein ausgeglichenes Budgetergebnis für das Jahr 2019. 

 
Die budgetierten Steuererträge steigen im Vergleich zum Vorjahresbudget um 28,9 Mio. Franken auf 

544,1 Mio. Franken. Dies ist insbesondere auf eine prognostizierte Steigerung der Steuererträge der 

juristischen Personen von rund 20,4 Mio. Franken und der natürlichen Personen von 7,7 Mio. Fran-
ken zurückzuführen. 

 

Das Investitionsbudget 2019 sieht für den Allgemeinen Haushalt ein weiter zunehmendes Investiti-
onsvolumen von 168,6 Mio. Franken vor, was die Stadtkasse über erhöhte Abschreibungen und 

Zinskosten belasten wird, gleichzeitig aber zur Sanierung und Modernisierung der Infrastruktur bei-

trägt. Die hohen Investitionen können auch unter Berücksichtigung des erwarteten Realisierungs-
grads lediglich zu 45,5 % selbst finanziert werden. In der Folge wird erwartet, dass sich die Stadt 

zusätzlich mit 50 Mio. Franken neu verschulden muss. 

 
2019 steigt der um die durchlaufenden Beiträge, die internen Verrechnungen und den in die Spezi-

alfinanzierung eingelegten Überschuss bereinigte Gesamtaufwand um 33,9 Mio. Franken, was 3,16 

% des Gesamtaufwands entspricht. 
 

 
3. Stellenentwicklung 

 

Das Budget 2019 steht im Zeichen des quantitativen und qualitativen Stadtwachstums. Bis ins Jahr 

2030 sollen gemäss Stadtentwicklungskonzept (STEK) 2016 rund 160 000 Menschen in der Stadt 
Bern wohnen – ein Wachstum um rund 17 000 Einwohnerinnen und Einwohner. Dieses quantitative 

Wachstum darf nicht zulasten der Lebensqualität gehen. Trotz dynamischen Wachstums soll Bern 

laut STEK «grün und vernetzt» sein und «in den Quartieren leben». Unter dem Motto «Stadt der 
Beteiligung» konkretisiert der Gemeinderat in den Legislaturrichtlinien deshalb qualitative Massnah-

men mit dem Ziel, die Lebensqualität in Bern hoch zu halten. 

 
Qualitatives und quantitatives Stadtwachstum bedingt zusätzliche Investitionen und Stellen in der 

Stadtverwaltung. Mit dem Budget 2019 beabsichtigt der Gemeinderat in der Stadtverwaltung 55,8 

neue Stellen zu schaffen. 4,8 Stellen werden aufgehoben. Die neuen Stellen sind nötig, um das 
bereits vollzogene Stadtwachstum zu bewältigen (bspw. für die Verwaltung und Betreuung neuer 

Infrastrukturen wie Schulhäuser, Spielplätze oder Liegenschaften) bzw. zu beschleunigen (bspw. für 

die Planung, Projektierung und Unterstützung von privaten und öffentlichen Projekten). Andererseits 
werden sie benötigt, um die Lebensqualität weiter zu erhöhen und die Beteiligung der Bevölkerung 

zu ermöglichen, so dass STEK und Legislaturrichtlinien kein toter Buchstabe bleiben. Die neu budge-

tierten Aufgaben sowie der Leistungsaus- und -abbau generieren Mehrausgaben von 14,2 Mio. Fran-
ken (rund 1 % der Ausgaben). Diesen stehen budgetierte Mehrerträge bei den Steuern gegenüber. 

So wird ein Fiskalertrag erwartet, der 28,9 Mio. Franken (5,6 %) über dem Vorjahresbudget liegt. Die 
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stetig wachsenden Steuereinnahmen belegen den Erfolg der städtischen Wachstumspolitik. Das 

Budget 2019 ist eine Fortsetzung der nachhaltigen städtischen Finanzpolitik über die letzten Jahre, 
in denen Eigenkapital aufgebaut und Schulden abgebaut werden konnten. 

 

Da erst nach Genehmigung des Budgets durch die Stimmberechtigten eine rechtsverbindliche Aus-
gabenermächtigung vorliegt, können Rekrutierungsprozesse für neu geschaffene Stellen frühestens 

ab November des dem Budgetjahr vorangehenden Kalenderjahrs gestartet werden, weshalb eine 

Anstellung per Mitte 2019 als realistisch erscheint. Aus diesem Grund werden für neue Stellen im 
PGB 2019 nur 50 % der erwarteten jährlichen Kosten eingestellt. Sollte eine Anstellung früher gelin-

gen, sind die Zusatzkosten im Globalbudget zu kompensieren. 

 
Die Digitalstrategie mit gesamtstädtisch 2,5 zusätzliche Stellen ab 2019 wirkt sich auf alle Direktio-

nen aus. 

 
Die Präsidialdirektion hat im PGB 2019 6,55 zusätzliche Stellen eingerechnet. Für die Umsetzung 

des Stadtentwicklungskonzepts (STEK 2016) sollen beim Stadtplanungsamt über zwei Jahre insge-

samt 8 Stellen geschaffen werden, 5 davon im Jahr 2019. Eine zusätzliche Stelle ist wegen des 
steigenden Auftragsvolumens auch bei Hochbau Stadt Bern (HSB) eingestellt. Dies führt zu Einspa-

rungen bei externen Mandaten, die Stelle wird als Eigenleistung über die Projekte abgerechnet. 

 
Die Direktion für Sicherheit, Umwelt und Energie stellt ab Mitte 2019 insgesamt 2,6 zusätzliche Stel-

len ein. Es ist eine Stelle Leiter Ereigniskommunikation und Bevölkerungsinformation eingeplant, 

diese Funktion ist im PGB 2018 mit einer befristeten 50 %-Stelle enthalten. Beim Amt für Erwachse-
nen und Kindesschutz ist die neue Fachstelle Gewaltprävention (150 Stellenprozente) eingestellt. 

 

In der Direktion für Bildung, Soziales und Sport soll der Personalbestand 2019 um 17,6 Stellen erhöht 
werden, 4,8 Stellen werden abgebaut. Der grösste Stellenzuwachs betrifft die Quartierküche Ziegler. 

Im Projekt Qualifizierung Gastro werden beim Kompetenzzentrum Arbeit (KA) 5 Stellen sowie 2 Lehr-

stellen geschaffen. Da hier auch Erträge generiert werden, belasten lediglich die Initialisierungskos-
ten des Projekts die Stadtrechnung. Ab dem zweiten Betriebsjahr 2020 soll der Betrieb kostenneutral 

sein. Eine Stellenaufstockung von 50 % ist bei der Sozialplanungsstelle budgetiert zur Stärkung der 

sozialplanerischen Unterstützung, Begleitung und Umsetzung von städtischen Planungsvorlagen 
und Siedlungsentwicklungen. Beim Casemanagement (Absenzenmanagement) sind 40 % vorgese-

hen. Für Strategien und Massnahmen des KA sind 160 Stellenprozente eingerechnet (Aufbau von 

niederschwelligen Qualifizierungsangeboten für Stellensuchende), für den Ausbau der Ferieninseln 
110 Stellenprozente (pro Schulkreis ein Standort). Beim Jugendamt sind 2,5 neue Stellen eingeplant 

(Begleitung von Quartierentwicklungen, PINTO, Betreuungsgutscheine). Beim Alters- und Versiche-

rungsamt soll eine stellvertretende Leitung für die Fachstelle Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen (70 %) eingestellt werden, wobei eine Kompensation durch die wegfallenden Stellen im 

Amt erfolgt. Im Gesundheitsdienst sind 1,2 zusätzliche Stellen eingeplant (Erwerb von Deutsch als 

Zweitsprache und Bewegungsförderung von Kindern und Jugendlichen). Das Sportamt hat 4,2 neue 
Stellen eingeplant (Wasseraufsicht Bueberseeli, Mitwirkung und umfassende Information bei Bau- 

und Sanierungsprojekten, Übernahme Reservation Fussballfelder, Integrationsstelle Sport). Die 

wegfallenden Stellen sind begründet durch das wegfallende Programm für arbeitsmarktliche Mass-
nahmen (AMM Transfer) und eine Kürzung des Auftragsvolumens im Rahmen der arbeitsmarktlichen 

Mass-nahmen «Ermittlung der Arbeitsfähigkeit» vom beco (-3,2 Stellen) und eine Stellenreduktion 

bei der AHV-Zweigstelle wegen digitalisierter Prozesse (-1,6 Stellen). 
 

Die Direktion für Tiefbau, Verkehr und Stadtgrün budgetiert 2019 zusätzlich 12,35 Stellen, welche 

ab Mitte 2019 eingerechnet sind. Für die Gestaltung des öffentlichen Raums sind beim Tiefbauamt 
2,0 neue Stellen eingeplant. Gesamtkoordinations- und Projektleitungsaufgaben im Zusammenhang 

mit anstehenden Grossprojekten (Raum Wankdorf und Zukunft Bahnhof Bern, etc.) erfordern insge-

samt 4,0 neue Stellen. Für die Bewirtschaftung (Plakatierung, Sondernutzungskonzessionen, etc.) 
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des öffentlichen Raums sind 0,5 Stellen vorgesehen. Stadtgrün Bern (SGB) wird in den kommenden 

Jahren erneut Grünanlagen übernehmen, aufwerten und/oder erweitern (zusätzliche Flächen, 
Bäume und Angebote), was mit Mehraufwendungen verbunden ist: u.a. sind dies die Englischen 

Anlagen, der Monbijoupark, Wankdorf City II, die Errichtung einer Begräbnisstätte für Buddhisten, 

die Erweiterung der Urnenthemengräber auf dem Friedhof Bümpliz, der Einsatz von hindernisfreien 
und altersgerechten Sitzbänken sowie der Ausbau des Sitzangebots, diverse Aufwertungen im Zu-

sammenhang mit der Wohnumfeldverbesserung (WUV) wie beispielsweise die Erstellung eines öf-

fentlichen Platzes an der Mittelstrasse. Zudem koordiniert und unterstützt SGB neu im Rahmen des 
Projekts «Pop-up Bern» Initiativen aus der Quartierbevölkerung, welche den öffentlichen Raum aktiv 

mitgestalten möchten. Zusätzlicher Support benötigt schliesslich auch die Verwaltung der Familien-

gärten und die Betreuung von Urban Gardening-Projekten. Insgesamt stellt SGB zusätzlich 2,9 Stel-
len im PGB 2019 ein. Bei der Verkehrsplanung sind 2,5 neue Stellen eingerechnet, diese sollen die 

Administration und die Partizipationsmöglichkeiten der Bevölkerung verstärken sowie Daten zur Ver-

kehrsplanung aufbereiten. 
 

Die Direktion für Finanzen, Personal und Informatik schafft 2019 16,7 zusätzliche Stellen im Allge-

meinen Haushalt. Wegen neuen Hochbauten oder Erweiterung von Liegenschaften werden fünf Stel-
len für zusätzliches Hauswartspersonal und Fachkräfte Reinigung für die Schulbauten eingestellt. 

Diese werden über die Heiz- und Betriebskosten der Bestellerdirektion BSS weiterverrechnet. Die 

zusätzlichen Liegenschaften (Volksschulen Steigerhubel, Stapfenacker, Bitzius, Hochfeld, 
Pestalozzi und Marzili) erfordern einen zusätzlichen Mitarbeitenden im Immobilienmanagement. 

Beim Personalamt ist eine neue juristische Stelle als Assistenz des Leiters eingeplant (Führungsun-

terstützung für die Abwicklung von Massnahmen wie beispielsweise Diversitymanagement, Revision 
Lohnsystem und Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen hinsichtlich Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie). Ein grosser Ausbau ist im Informatikbereich erforderlich. Die zusätzliche Informatikinfra-

struktur für base4kids2 (2 Mitarbeitende), Insourcing von bisher extern vergebenen Arbeiten (3 Mit-
arbeitende ab 2018) und neue zusätzliche Aufgaben wie die Erweiterung von Axioma, E-Gov und 

SAP Usermanagement (3 Stellen ab 2019) sind der Grund dafür. Bei Logistik Bern ist eine zusätzli-

che Stelle budgetiert. 
 

 
4. Vergleich zum Budget 2018 

 

Im Vergleich zum PGB 2018 ergeben sich auf der betrieblichen Ebene höhere Kosten von netto 

43,6 Mio. Franken, die beim Personal-, Sach- und übrigen Betriebsaufwand, bei den Abschreibun-
gen Verwaltungsvermögen und beim Transferaufwand anfallen. Darin enthalten sind die Pensions-

kassenbeiträge, welche im Vergleich zum letzten Jahr des Leistungsprimats (Rechnung 2017) um 

rund 4 Mio. Franken steigen. Den Mehrkosten stehen Mehrerlöse von 48,8 Mio. Franken, insbeson-
dere bei den Steuern, den Entgelten und beim Transferertrag, gegenüber. Das betriebliche Ergebnis 

verbessert sich somit netto um 5,2 Mio. Franken. Das Ergebnis aus Finanzierung hingegen ver-

schlechtert sich um netto 4,8 Mio. Franken. Dies ist insbesondere begründet durch das um 2,2 Mio. 
Franken tiefer verzinste Eigenkapital des Fonds für Boden- und Wohnbaupolitik (Fonds) sowie ein-

malige Entwidmungen von 2,1 Mio. Franken, welche im PGB 2018 enthalten waren. Im PGB 2019 

sind keine Entwidmungen geplant. Das ausserordentliche Ergebnis ist um 0,7 Mio. Franken besser 
als im Vorjahr, obwohl hier die Einlage von 0,4 Mio. Franken in die Spezialfinanzierung Eis + Wasser 

zum Ausgleich des PGB 2019 enthalten ist. Ab 2019 wird die Auflösung der Neubewertungsreserve 

von 3,2 Mio. Franken über das ausserordentliche Ergebnis abgewickelt. Hingegen wurde eine Ein-
lage in die Spezialfinanzierung «Pflegeheim Kühlewil» von 2,5 Mio. Franken auf 0,5 Mio. Franken 

reduziert und die letztmalige Glättung betreffend Raumkostenmodell 2014 – 2018 entfällt im PGB 

2019. 
 

 
5. Sonderrechnungen 
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Entsprechend den Vorgaben des Harmonisierten Rechnungslegungsmodells 2 (HRM2) wird bei den 
gebührenfinanzierten Sonderrechnungen (Stadtentwässerung sowie Entsorgung + Recycling) das 

Jahresergebnis ausgewiesen und erst mit der Ergebnisverwendung auf die Spezialfinanzierung 

Rechnungsausgleich gebucht. Neu wird auch beim Fonds der Ertragsüberschuss oder das Defizit 
ausgewiesen und erst mit der Ergebnisverwendung auf den Bilanzüberschuss übertragen. Einzig die 

Sonderrechnung Tierpark neutralisiert das Jahresergebnis mit einer Einlage oder Entnahme in die 

dafür vorgesehene Spezialfinanzierung. Die Sonderrechnung Stadtentwässerung weist einen Er-
tragsüberschuss von Fr. 511 994.10 aus, bei Entsorgung + Recycling resultiert ein Aufwandüber-

schuss von Fr. 2 370 284.00. Der Fonds erzielt einen Ertragsüberschuss von Fr. 41 564 032.36, wel-

cher durch die Auflösung der Neubewertungsreserven fünf Jahre nach Einführung von HRM2 be-
gründet ist. Dies führt im Gesamthaushalt zu einem Ertragsüberschuss von Fr. 39 705 742.46. 

 

 
6. Aussichten 

 

Dank den höher prognostizierten Steuereinnahmen kann trotz dem Kosten- und Stellenwachstum 
ein ausgeglichenes Budget 2019 präsentiert werden. Zwar verfügt die Stadt per Ende 2019 voraus-

sichtlich über einen Bilanzüberschuss von 103,2 Mio. Franken. Dennoch bleibt die Finanzlage auf-

grund des hohen Investitionsbedarfs von mehr als 160 Mio. Franken pro Jahr auch künftig heraus-
fordernd. Auch in den nächsten Jahren ist – unter Berücksichtigung der finanziellen Möglichkeiten – 

mit neuen Aufgaben und einem Leistungsausbau in der Stadtverwaltung zu rechnen. 

 
Der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) 2019 – 2022 sieht bei unveränderter Steuereinlage 

von 1,54 im Allgemeinen Haushalt im Planjahr 2020 einen Überschuss von 12,9 Mio. Franken vor. 

2021 wird mit einem Defizit von 11,1 Mio. Franken gerechnet, das Planjahr 2022 ist nahezu ausge-
glichen. Mittels Schätzungen wurden die erwarteten Auswirkungen der kantonalen Steuerstrategie 

und der Steuervorlage 2017 auf Bundesebene sowie die Auswirkungen der Anpassung der amtli-

chen Werte für die Liegenschaftssteuern berücksichtigt, hier bestehen jedoch grosse Unsicherhei-
ten, Umfang und Zeitpunkt wurden nach dem aktuellen Wissensstand abgeschätzt. 

 

 
7. HRM2-Budget 2019 

 

Der Gemeinderat hat das PGB 2019 mit den Globalkrediten pro Dienststelle, die übergeordneten 
Ziele und die Steuerungsvorgaben nach Harmonisiertem Rechnungsmodell 2 (HRM 2) genehmigt.  

 

 
 
Antrag 

 

1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Vortrag des Gemeinderats vom 27. Juni 2017 betreffend 
Porduktegruppen-Budget 2019. 

 

2. Er genehmigt die Vorlage und beantragt den Stimmberechtigten der Stadt Bern, folgende 
Beschlüsse zu fassen: 

 

2.1. Die Stimmberechtigten beschliessen das Produktegruppen-Budget 2019 des Allgemeinen 
Haushalts für das Jahr 2019 mit einem Aufwand und Ertrag von je Fr. 1 268 735 942.07 und 

einem ausgeglichenen Ergebnis enthaltend eine Einlage von Fr. 430 682.14 in die Spezial-

finanzierung von Investitionen in Eis- und Wasseranlagen mit einem ökologischen Nutzen 
(Spezialfinanzierung Eis + Wasser). Er legt die Steueranlage unverändert auf das 1,54-fache 
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der für die Staatssteuern geltenden Einheitsansätze und die Liegenschaftssteuer unverän-

dert auf 1,5 Promille des amtlichen Werts fest. 
 

2.2. Sie beschliessen das Produktegruppen-Budget 2019 der Sonderrechnung Tierpark für das 

Jahr 2019 mit einem Aufwand und Ertrag von je Fr. 9 680 788.85 und einem ausgeglichenen 
Ergebnis. 

 

2.3. Sie beschliessen das Produktegruppen-Budget 2019 der Sonderrechnung Stadtentwässe-
rung für das Jahr 2019 mit einem Aufwand von Fr. 38 090 775.90 und Ertrag von 

Fr. 38 602 750.00 und einem Ertragsüberschuss von Fr. 511 994.10. 

 
2.4. Sie beschliessen das Produktegruppen-Budget 2019 der Sonderrechnung Fonds für Boden- 

und Wohnbaupolitik für das Jahr 2019 mit einem Aufwand von Fr. 135 632 866.58 und Er-

trag von Fr. 177 196 898.94 und einem Ertragsüberschuss von Fr. 41 564 032.36. 
 

2.5. Sie beschliessen das Produktegruppen-Budget 2019 der Sonderrechnung Entsorgung + Re-

cycling für das Jahr 2019 mit einem Aufwand von Fr. 27 520 640.00 und Ertrag von 
Fr. 25 150 356.00 und einem Aufwandüberschuss von Fr. 2 370 284.00. 

 

3. Er genehmigt die Botschaft an die Stimmberechtigten. 
 

 

Bern, 27. Juni 2018 
 

 

Der Gemeinderat
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